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Grundstück: Anklam, OT Anklam, -

Lagedaten: Gemarkung Anklam, Flur 4, Flurstücke 22, 23/5, 23/6, 24/8, 27/5, 27/15, 77/7, 83

Vorhaben: 16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Anklam i.V.m. der 1. Änderung des
Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthsluster-, Industrie- und Werkstraße" 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 673-2024

Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
hier: 16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Anklam

i.V. m. der 1. Änderung des Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet 
Bluthsluster-, Industrie- und Werkstraße"

Sehr geehrte Damen und Herren,

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen:
- Anschreiben des Amtes vom 07.10.2024 (Eingangsdatum 07.10.2024)
- Vorentwurf der 16. Änderung des Flächennutzungsplans von September 2024
- Vorentwurf der Begründung von September 2024
- Checkliste mit den Vorschlägen zum Umfang und Detaillierungsgrad für die Umweltprüfung von 

September 2024 als Teil 2 der Begründung
- Bekanntmachung über die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Das dargestellte Vorhaben wurde von den Fachämtern des Landkreises Vorpommern-Greifswald 
beurteilt. Die Stellungnahmen der einzelnen Sachgebiete sind im Folgenden zusammengefasst. 
Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die darin enthaltenen Bedingungen, Auflagen und 
Hinweise zu beachten und einzuhalten. Sollten Sie Nachfragen oder Einwände zu den einzelnen 
Stellungnahmen haben, wenden Sie sich bitte an die jeweiligen Ansprechpartner:

1. Gesundheitsamt
1.1 SG Hygiene-, Umweltmedizin und Hafenärztlicher Dienst

Die fachliche Stellungnahme des Gesundheitsamtes wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.
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2. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
2.1 SG Technische Bauaufsicht/Bauplanung
2.1.1 Team Bauplanunq

Bearbeiter: Herr Streich; Tel.: 03834 8760 3142

Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 1 BauGB 
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft.

Die Planungsziele, welche mit der Aufstellung der 16. Änderung des Flächennutzungsplans 
angestrebt werden, sind nachvollziehbar und werden mitgetragen.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Hinweise, Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Stadt Anklam verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan (FNP). Die 16. 
Änderung des FNP erfolgt im Parallelverfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplans 1­
2027 „Industrie- und Gewerbegebiet Bluthsluster-, Industrie- und Werkstraße“.
Die 16. Änderung des FNP bedarf einer Genehmigung.

2. Die Bezeichnung der 16. Änderung des Flächennutzungsplanes ist gemäß des 
Aufstellungsbeschlusses zur 16. Änderung des Flächennutzungsplanes, in allen 
Beteiligungsunterlagen zu vereinheitlichen ( wirksamer ).

3. Da es sich bei dem - Planausschnitt geplante Flächennutzung - um die 16. Änderung des 
FNP handelt, ist der Schriftzug Planzeichnung (Teil A) diesem Planausschnitt 
voranzustellen. Der Schriftzug Planausschnitt geplante Flächennutzung ist ersatzlos zu 
streichen.

4. Dem Planausschnitt - Auszug aus wirksamen Flächennutzungsplan - ist der Schriftzug - 
nachrichtliche Darstellung - voranzustellen.

5. Der Aufbau der Planzeichenerklärung ist auf Richtigkeit zu prüfen (Planzeichen innerhalb 
des Geltungsbereiches der 16. Änderung des FNP und Planzeichen außerhalb des 
Geltungsbereiches der 16. Änderung des FNP (nachrichtliche Darstellung).

6. Der letzte Satz im Verfahre ns vermerk 12, ist auf seine inhaltliche Richtigkeit zu prüfen (Die
3. Ergänzung . ..).

7. Der vierte Satz im Abschnitt 2.3 der Begründung, erschließt sich inhaltlich nicht 
(Ergänzungsbereich). Diese Formulierung ist zu überdenken.

8. Die Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung ist nachzuweisen.

9. Zum vorgeschlagenen Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltprüfung 
(Scopingunterlage im Teil der Begründung zum Vorentwurf) bestehen keine Einwände.

10. Im weiteren Planverfahren ist die Vereinbarkeit mit den naturschutzrechtlichen 
Rechtsbestimmungen nachzuweisen.

2.2 SG Rechtl. Bauaufsicht/Denkmalschutz
2.2.1 Team Denkmalschutz

Die fachliche Stellungnahme des Teams Denkmalschutz wird, sobald hier vorliegend, 
nachgereicht.
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2.3 SG Naturschutz

Die fachliche Stellungnahme des SG Naturschutz wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

3. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
3.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz
3.1.1 SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz

Die fachliche Stellungnahme des SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz wird, sobald hier vorliegend, 
nachgereicht.

3.1.2 SB Immissionsschutz
Bearbeiter: Herr Plünsch; Tel.: 03834 8760 3238

Die Belange der unteren Immissionsschutzbehörde werden nicht berührt.

Zuständige Behörde für die immissionsschutzrechtliche Beurteilung des Vorhabens ist gemäß § 3 
der Landesverordnung über die Zuständigkeit der Immissionsschutzbehörden (ImmSchZustLVO 
M-V) das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (Stralsund).

3.2 SG Wasserwirtschaft

Die fachliche Stellungnahme des SG Wasserwirtschaft wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

4. Straßenverkehrsamt
4.1 SG Verkehrsstelle

Bearbeiter: Herr Freitag; Tel.: 03834 8760 3616

Seitens der unteren Straßenverkehrsbehörde gibt es keine Einwände zur 16. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Hansestadt Anklam i.V.m. der 1. Änderung des Bebauungsplanes 1­
2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthsluster-, Industrie- und Werkstraße". Die Auflagen/ 
Hinweise der unteren Straßenverkehrsbehörde werden Teil der entsprechenden Bebauungspläne.

5. Rechtsamt
5.1 SG Breitband
5.1.1 SB Breitband

Bearbeiter: Herr Hoffmann; Tel.: 03834 8760 1243

Stellungnahme Sachgebiet Breitband

Die Prüfung hat ergeben, dass der eingereichte Antrag, Bereiche des geförderten
Breitbandausbaus berührt. %

Nach § 146 Absatz 2 Telekommunikationsgesetz ist im Rahmen der Erschließung von 
Neubaugebieten stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen für ein Netz mit 
sehr hoher Kapazität mitverlegt werden.

Sollen einzelne Grundstücke erschlossen werden Fragen sie bei dem unten aufgeführten 
Telekommunikationsunternehmen nach.
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Die Trasse wurde genehmigt, es handelt sich um das Projektgebiet VG26_06 Cluster15_001. Das 
Projektgebiet VG26_06 befindet sich gerade in der Planungs-ZUmsetzungsphase.
Für einen genauen Trassenverlauf oder einer Mitverlegung kontaktieren sie das ausführende
Telekommunikationsuntemehmen:
Anschrift: e.discom Telekommunikation GmbH 

Erich-Schlesinger-Straße 37 
18059 Rostock

Telefon: 0331 9080-2557

6. Ordnungsamt
6.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
6.1.1 SB Katastrophenschutz

Bearbeiterin: Frau Rünzel; Tel.: 03834 8760 2895

Die untere Katastrophenschutzbehörde äußert sich zu dem vorliegenden Vorhaben mit 
folgenden Hinweisen:

• Kampfmittel

Im Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind Eintragungen zu einer 
Kampfmittelbelastung im Bereich des vorliegenden Vorhabens, Gemarkung Anklam, Flur 4, 
Flurstücke 22, 23/5, 23/6, 24/8, 27/5, 27/15, 77/7, 83 vorhanden.

Das Vorhaben liegt innerhalb einer Fläche, welches im Kampfmittelkataster des
Munitionsbergungsdienstes M-V (MBD M-V) mit der Katasternummer und der Bezeichnung erfasst 
ist:

Angaben im Kampfmit telkataster des Landes M-V
Reg.-Nr. Name Art

152
Anklam - 
Flugzeugwerke - 
Bahnhof - Zuckerfabrik

Kat. 3 - Kampfmittelbelastung dokumentiert - 
ggf. Handlungsbedarf

Werden Arbeiten in vorhandenen Trassen oder in Tiefenlagen von bereits bestehenden 
Medienträgern, die nach 1945 entstanden sind, ausgeführt, geht der Munitionsbergungsdienst M-V 
davon aus, dass bei den hier durchzuführenden Tätigkeiten nicht auf Kampfmittel getroffen wird. 
Es besteht in diesen Fällen aus Sicht des MBD M-V kein Auskunfts- und Handlungsbedarf.

Im Fall eines Munitionsverdachtes, wenden Sie sich bitte unter Angabe der Katasternummer und 
der Bezeichnung der Fläche an den MBD M-V und beauftragen diesen mit einer weiterführenden 
Prüfung. Bitte fügen Sie dem Auftrag an das Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der 
Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern (LPBK), 
Munitionsbergungsdienst M-V, Graf-Yorck-Straße 6, 19061 Schwerin, mein Schreiben bei.
Die erforderlichen Erläuterungen und Formulare finden unter dem Link: http://www.brand-kats- 
mv.de/Munitionsberqunq/Gefahrenerkundunq-und-%E2%80%93bewertunq%2c- 
Luftbildauswertunq/Kampfmittelbelastunqsausk%C3%BCnfte/

Die Prüfung umfasst weitergehende Recherchen in den Unterlagen des MBD (historische 
Erkundungen), eine Luftbilddetailauswertung von vorhandenen Kriegs- und 
Vermessungsaufnahmen, die Erarbeitung einer Kampfmittelräumstrategie und ggf. eine technische 
Erkundung vor Ort.
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Erhärtet sich der Kampfmittelverdacht werden die Mitarbeiter des MBD M-V mit Ihnen zusammen 
alle weiteren Maßnahmen einer vorsorglichen Sondierung und Kampfmittelräumung planen sowie 
die fachgerechte Durchführung der Arbeiten überwachen.

Der Umgang mit Kampfmitteln ist gemäß § 2 Abs. 1 Kampfmittelverordnung Mecklenburg - 
Vorpommern nur dem MBD bzw. einer durch diese beauftragte Stelle gestattet. Wird eine andere 
Stelle durch den Munitionsbergungsdienst mit dem Sondieren und Bergen von Kampfmitteln 
beauftragt, so obliegt die Fachaufsicht dem MBD M-V.

Sollten im Verlauf der Umsetzung des Vorhabens trotz Freigabe durch den 
Munitionsbergungsdienst M-V wider Erwarten Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so sind 
die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu räumen und abzusperren. Nachfolgend hat die Meldung 
über den Notruf der Polizei oder die nächste Polizeidienststelle an den Munitionsbergungsdienst 
M-V zu erfolgen. Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der örtlichen 
Ordnungsbehörde beim zuständigen Amt unverzüglich anzuzeigen.

• Hochwassergefährdung

Für den angrenzenden Bereich des Vorhabens liegen Informationen zur 
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den Ergebnissen und Darstellungen 
Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle Überflutungsflächen und Risikogebiete des 
Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern vor.

In den nachfolgenden Darstellungen sind die potentiellen Überflutungsräume nach den 
Hochwasserwahrscheinlichkeiten gemäß den Ergebnissen der Hochwasserrisikomanagement­
Richtlinie (HWRM-RL) und die möglichen Überflutungsflächen bei Auslösung von 
Hochwasseralarmstufen auf der Basis der Hochwasserschutzanalyse des Landkreises 
Vorpommern Greifswald aufgezeigt.

t"..1 Überflutungsraum - häufige (hoch)
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit 
für
- ein Binnengewässer HQ10 und
- ein Küstengewässer HW20
Überflutungsraum - mittlere 
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit 
für
- em Binnengewässer HQ100 (Der 
höchste gemessene Hochwasserstand 
entspricht Hochwasser das Imai in 100
Jahren auftritt) und
- ein Küstengewasser HW200

Cd Überflutungsraum - extreme (selten) 
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit 
für
- ein Binnengewässer HQ 200 + Versagen 
der Hochwasserschutzanlagen und
- bei Küstengewässer HW200 + 
Klimazuschlag + Versagen der 
Hochwasserschutzanlagen
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Hochwasseralarmstufen (ohne Wirkung der HW-Schutzanlagen; AS - Alarmstufe)

AS 1 - AS 2

AS 2 - AS 3

AS 3 - AS 4

AS 4 - BMW

unterhalb AS 1

• Sonstige Risiken oder Gefahren

Im direkten Umfeld des Vorhabens liegt die Zuckerfabrik Anklam „Consun Beet Company GmbH & 
Co. KG“ ein Unternehmen der „unteren Klasse“ nach 12. BImSchV, welches der IED- 
Überwachung unterliegt, sodass bei einem Störfall in dem Betrieb Auswirkungen auf das Vorhaben 
nicht gänzlich auszuschließen sind.

Mit freundlichen Grüßen



Landkreis Vorpommern-Greifswald
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Grundstück: Anklam, OT Anklam, -

Lagedaten: Gemarkung Anklam, Flur 4, Flurstücke 22, 23/5, 23/6, 24/8, 27/5, 27/15, 77/7, 83

Vorhaben: 1. Änderung des Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthsluster-, Industrie- und
Gewerbegebiet Bluthluster- Industrie- und Werkstraße" der Hansestadt Anklam 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 672-2024

Nachtrag zur Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Frau Radicke,

hiermit erhalten Sie als Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern­
Greifswald vom 06.11.2024 die Stellungnahme des SG Naturschutz, Bearbeiterin ist Frau 
Schreiber, Tel. 03834 8760 3214.
Ich möchte Sie bitten, diese bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

Untere Naturschutzbehörde

Zur vorliegenden Planung kann aus Sicht der Naturschutzbehörde zurzeit keine umfassende 
Stellungnahme abgegeben werden. Nachfolgend aufgeführte Hinweise sind für die Planung zu 
berücksichtigen.

Umweltbericht

Zur umfassenden Beurteilung der von der Stadt Anklam eingereichten Planung zur "1. Änderung 
des Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthluster- Industrie- und 
Werkstraße" der Hansestadt Anklam ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB für die Belange des 
Umweltschutzes eine Umweltprüfung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des Baugesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3.November 2017 (BGBl. I S.3634) in der jetzt gültigen 
Fassung durchzuführen und den Behörden vorzulegen.
Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des v. g. Gesetzes anzuwenden.

Die eingereichte Scopingunterlage wird bestätigt.
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Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in das Abwägungsgebot

Entsprechend dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und 
Kompensationsgrundsatzes verfahrensmäßig und inhaltlich vollständig und abschließend auf der 
Ebene der Bauleitplanung zu klären. Es müssen deshalb alle anlagebedingten, betriebsbedingten 
und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der Bauleitplanung ist abschließend 
darüber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und Landschaft rechtfertigen lassen und ob 
und in welchem Umfang für unvermeidbare Beeinträchtigungen Kompensationsmaßnahmen 
notwendig sind. Die Gemeinde ist deshalb nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, 
über alle Eingriffsfolgen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmaßnahmen sollte nach den Hinweisen zur 
Eingriffsregelung für Mecklenburg - Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Bei der Ausführungsplanung für die Kompensationsmaßnahmen sind die ermittelten 
Anforderungen an die Funktionalität der Maßnahmen hinsichtlich der Eignung zu berücksichtigen.

Befindet sich die Kompensationsmaßnahme nicht auf dem Eingriffsgrundstück, ist der Nachweis 
der Flächenverfügbarkeit zu erbringen, und die Maßnahmen sind durch Sicherung der 
Grunddienstbarkeit und einer Vereinbarung zwischen dem Erschließungsträger, dem 
Grundstückseigentümer, der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehörde vertraglich zu 
binden.

Die Unterlagen zur gartendenkmalpflegerischen Zielstellung des Plangebietes und die geplanten 
Maßnahmen zur Umsetzung des Konzeptes sind der unteren Naturschutzbehörde zur Prüfung und 
Bestätigung vorzulegen.

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften

Die artenschutzrechtlichen Vorschriften sind unabhängig von der gartendenkmalpflegerischen 
Zielstellung zu beachten.

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschützt:
• Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97
• Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG
• Europäische Vogelarten
• Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind;

Streng geschützt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:
* Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97
• Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG
* Tier und Pflanzenarten die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG aufgeführt 

sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,
1.
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,

2.
wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert,
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3.
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4.
wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung.
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten ist eine Ausnahme zu beantragen. Einer 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG dürfen die dort genannten Bestimmungen der EG- 
Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Viktor Streich 
Sachbearbeiter



Landkreis Vorpommern-Greifswald
Der Landrat

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32

Hansestadt Anklam
Frau Radicke
Markt 3
17389 Anklam

Aktenzeichen: 03428-24-46

Besucheranschrift: Leipziger Allee 26
17389 Anklam

Amt: Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
Sachgebiet: Technische Bauaufsicht/Bauplanung

Auskunft erteilt: Herr Streich
Zimmer: 230
Telefon: 03834 8760-3142
Telefax: 03834 8760-93142
E-Mail: viktor.streich@kreis-vg.de
beBPo: Landkreis Vorpommern-Greifswald
________________ - Zentrale Poststelle -_____________
Sprechzeiten
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Datum: 12.11.2024

Grundstück: Anklam, OT Anklam, -

Lagedaten: Gemarkung Anklam, Flur 4, Flurstücke 22, 23/5, 23/6, 24/8, 27/5, 27/15, 77/7, 83

Vorhaben: 1. Änderung des Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthsluster-, Industrie- und
Gewerbegebiet Bluthluster- Industrie- und Werkstraße" der Hansestadt Anklam 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 672-2024

Nachtrag zur Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Frau Radicke,

hiermit erhalten Sie als Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern­
Greifswald vom 06.11.2024 die Stellungnahme des SG Naturschutz, Bearbeiterin ist Frau 
Schreiber, Tel. 03834 8760 3214.
Ich möchte Sie bitten, diese bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

Untere Naturschutzbehörde

Zur vorliegenden Planung kann aus Sicht der Naturschutzbehörde zurzeit keine umfassende 
Stellungnahme abgegeben werden. Nachfolgend aufgeführte Hinweise sind für die Planung zu 
berücksichtigen.

Umweltbericht

Zur umfassenden Beurteilung der von der Stadt Anklam eingereichten Planung zur "1. Änderung 
des Bebauungsplanes 1-2017 "Industrie- und Gewerbegebiet Bluthluster- Industrie- und 
Werkstraße" der Hansestadt Anklam ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB für die Belange des 
Umweltschutzes eine Umweltprüfung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des Baugesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3.November 2017 (BGBl. I S.3634) in der jetzt gültigen 
Fassung durchzuführen und den Behörden vorzulegen.
Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des v. g. Gesetzes anzuwenden.

Die eingereichte Scopingunterlage wird bestätigt.

Landkreis Vorpommern-Greifswald
Hausanschrift
Feldstraße 85 a
17489 Greifswald

Postanschrift
Postfach 11 32
17464 Greifswald

Bankverbindungen
Sparkasse Vorpommern
IBAN: DE96 1505050000000001 91
BIC: NOLADE21GRW

Sparkasse Uecker-Randow
IBAN: DE81 1505 0400 3110 0000 58
BIC: NOLADE21PSW

Telefon: 03834 8760-0
Telefax: 03834 8760-9000

Internet: www.kreis-vq.de
E-Mail: posteingang@kreis-vg.de

Gläubiger-Identifikationsnummer
DE11ZZZ00000202986
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Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in das Abwägungsgebot

Entsprechend dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und 
Kompensationsgrundsatzes verfahrensmäßig und inhaltlich vollständig und abschließend auf der 
Ebene der Bauleitplanung zu klären. Es müssen deshalb alle anlagebedingten, betriebsbedingten 
und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der Bauleitplanung ist abschließend 
darüber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und Landschaft rechtfertigen lassen und ob 
und in welchem Umfang für unvermeidbare Beeinträchtigungen Kompensationsmaßnahmen 
notwendig sind. Die Gemeinde ist deshalb nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, 
über alle Eingriffsfolgen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmaßnahmen sollte nach den Hinweisen zur 
Eingriffsregelung für Mecklenburg - Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Bei der Ausführungsplanung für die Kompensationsmaßnahmen sind die ermittelten 
Anforderungen an die Funktionalität der Maßnahmen hinsichtlich der Eignung zu berücksichtigen.

Befindet sich die Kompensationsmaßnahme nicht auf dem Eingriffsgrundstück, ist der Nachweis 
der Flächenverfügbarkeit zu erbringen, und die Maßnahmen sind durch Sicherung der 
Grunddienstbarkeit und einer Vereinbarung zwischen dem Erschließungsträger, dem 
Grundstückseigentümer, der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehörde vertraglich zu 
binden.

Die Unterlagen zur gartendenkmalpflegerischen Zielstellung des Plangebietes und die geplanten 
Maßnahmen zur Umsetzung des Konzeptes sind der unteren Naturschutzbehörde zur Prüfung und 
Bestätigung vorzulegen.

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften

Die artenschutzrechtlichen Vorschriften sind unabhängig von der gartendenkmalpflegerischen 
Zielstellung zu beachten.

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschützt:
• Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97
• Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG
• Europäische Vogelarten
• Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind;

Streng geschützt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:
* Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97
• Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG
* Tier und Pflanzenarten die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG aufgeführt 

sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,
1.
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,

2.
wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert,
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3.
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4.
wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung.
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten ist eine Ausnahme zu beantragen. Einer 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG dürfen die dort genannten Bestimmungen der EG- 
Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Viktor Streich 
Sachbearbeiter
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STELLUNGNAHME DES BERGAMTES STRALSUND

Sehr geehrte Damen und Herren,

die von Ihnen zur Stellungnahme eingereichte Maßnahme

Vorentwurf der 16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Hansestadt Anklam

befindet sich innerhalb der Bergbauberechtigung „Erlaubnis zur Aufsuchung des bergfreien
Bodenschatzes Erdwärme im Feld Tiefenstrom". Inhaber dieser Erlaubnis ist die Firma Eavor
GmbH, Eschersheimer Landstraße 14 in 60322 Frankfurt am Main.
Die Erlaubnis stellt lediglich einen Dritte ausschließenden Rechtstitel dar. Die Bergbaube-
rechtigung besagt noch nichts darüber, wie und unter welchen Voraussetzungen der Inhaber
seine Berechtigung ausüben darf (vgl. Boldt/Weller, BBergG, § 6 Rn. 13). Die genannte Auf-
suchungserlaubnis steht dem zur Stellungnahme eingereichten Vorhaben nicht entgegen.

Westlich derVorhabenfläche verläuft die in Betrieb befindliche Ferngasleitung (FGL) 931 . Die
Zugänglichkeit sowie das Freihalten des Sicherheitsstreifens sind dauerhaft zu gewährleis-
ten. Die Integrität der Leitung ist nicht zu beeinträchtigen. Für Ihre weitere Planung ist die
E.DIS Netz GmbH, Langewahler Straße 60 in 15517 Fürstenwalde/Spree anzuhören.

Aus Sicht der vom Bergamt Stralsund zu wahrenden Belange werden keine weiteren Ein-
wände oder ergänzenden Anregungen vorgebracht.

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf
Im Auftrag

!w^ ^(
fexander Kattner

Allgemeine Datenschutzinformation: Der Kontakt mit dem Bergamt Stralsund ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten ver-
bunden (Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 e DSGVO i.V.m. § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.

Hausanschrift: Bergamt Stralsund
Frankendamm 17
18439 Stralsund

Fön: 0385 / 588 890 00
Fax: 0385 / 588 890 42
Mail: poststelle@ba.mv-re3ierunQ.de
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